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NACHRICHTEN AUS DER KANZLEI

RECHTSANWALTIN RONAHI CINAR

Seit Mitte Februar 2025 bereichert Rechtsanwaltin Ronahi Cinar unsere Kanzlei als neues Mitglied in Bi-
rogemeinschaft. Jung und engagiert wird sie vor allem Félle in den Bereichen Familienrecht und Straf-
recht sowie allgemeines Zivilrecht bearbeiten. Wir freuen uns auf eine erfolgreiche Zusammenarbeit!

AUS UNSERER MANDATSARBEIT

Schon im Oktober 2024 haben wir ausnahmsweise ein Mandat angenommen, was uns vor Augen fihrt,
welche brutalen Folgen Alkohol am Steuer haben kann. 79 beschadigte Leitplanken auf der Autobahn,
ein ungebremster Aufprall mit 100 km/h auf das wegen eines Defekts auf dem Standstreifen ausrollenden
Fahrzeug einer tlrkischstdmmigen Familie aus Frankreich, drei verletzte Kinder, eines davon so schwer,
dass es fur sein weiteres Leben auf das Schwerste gezeichnet bleiben wird. Der Tater zur Zeit des Aufpralls
mit 2,18 Promille im Blut, durch das Landgericht Stuttgart gerade mal mit 11 Monaten Freiheitsstrafe auf
Bewahrung viel zu glimpflich davongekommen. Insgesamt vier Verfahren haben wir in einer mindlichen
Verhandlung mit insgesamt vier Rechtsanwaélten verhandelt. Drei Verfahren, in denen unter anderem die
Eltern des geschédigten Kindes wegen angeblicher Aufsichtspflichtverletzung in Mithaftung genommen
werden sollen, die aber gleichzeitig ihrerseits wegen leichterer Verletzungen Schadensersatzanspriche
gegen die Versicherung des Schadigers geltend machen, kdnnen méglicherweise durch Vergleich been-
detwerden. Dann hatten wir den Kopf frei fur die Fortfihrung des Verfahrens des eigentlich geschadigten
Kindes.

Erfreulicher sind neue Firmengrindungsmandate sowohl in Deutschland (verbunden mit dem Kauf einer
Personengesellschaft) als auch in der Tirkei, wo eine Mandantin ihre umfangreichen Aktivitaten in
Deutschland, in einem Balkanstaat und in der Ukraine in einer Holding biindeln méchte.

WUSSTEN SIE EIGENTLICH...

..., dass fast alle osmanischen Sultane christliche Frauen hatten? Schon mehr als 150 Jahre vor der Erobe-
rung von Konstantinopel durch Mehmet Il. hatte der Dynastiegrinder Osman, von Bursa kommend, um
die Hand der schénen Prinzessin Theodora angehalten. Erfolg mit einem solchen Begehren hatte erstmal
sein Sohn Orhan, der mit der dreizehnjahrigen Holofira verheiratet wurde, die den Namen Nillfer an-
nahm. Die wohl berihmteste christliche Ehefrau eines Sultans war Roxelane, Gattin von Suleyman dem
Préchtigen, der 1529 erfolglos Wien belagert hatte, unter dessen Herrschaft trotz dieses Misserfolges das
Osmanische Reich die gréBte Ausdehnung erlangt hatte. Wie auch anderswo hatten solche Heiraten den
Zweck, politische Beziehungen zu stabilisieren, damals eben mit den Resten des Byzantinischen Reiches,
spater mit unterworfenen oder tributpflichtigen Firstentimern des Balkan oder Kaukasus.

AKTUELLE NACHRICHTEN AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT (TURKEI)

Die turkische Justiz hat mit der Verhaftung des Istanbuler Oberbirgermeisters Ekrem Imamoglu (zuvor
schon mit der Verhaftung des Blrgermeisters des Istanbuler Millionenbezirks von Sigli, Resul Emrah
Sahan, und der Birgermeister des kleineren Bezirks Esenyurt, Prof. Dr. Ahmet Ozer, erneut unter Beweis
gestellt, wie sehr sie sich von Gesetz und Verfassung entfernt. Derzeit betrifft dies vor allem die Strafjustiz.


https://de.wikipedia.org/wiki/Osman_I.
https://de.wikipedia.org/wiki/Orhan_I.
https://de.wikipedia.org/wiki/Roxelane
https://de.wikipedia.org/wiki/Süleyman_I.
https://de.wikipedia.org/wiki/Süleyman_I.
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Der Verdacht, dass hier eine rechtswidrige Aktion auf héchsten Befehl durchgefihrt wurde, liegt daher
nahe, zumal auch Strafverteidiger von Imamoglu und anderen Verhafteten selbst festgenommen und aus
dem Verkehr gezogen worden sind. Auffallend sind die handwerklichen Fehler der Generalstaatsanwalt-
schaft Istanbul und der fur die Ausstellung der Haftbefehle zustdndigen Friedensrichter (vgl. Prof. Dr. A-
dem Sézier bei Linkedin).

Zunachst einmal war die mit groBem Aufwand verbundene Festnahme als solche nicht gerechtfertigt.
Imamodlu ist dafiir bekannt, dass er sich Problemen, insbesondere auch der Justiz, stellt. Er hat schon
etliche Anklagen und Vernehmungen Uberstanden, er hat nie gekniffen. Selbst Versuche des Innenminis-
teriums, ihn mit Uberprifungen durch Verwaltungsinspektoren unter Druck zu setzen, hat er gut (iber-
standen. Von Flucht- oder Verdunkelungsgefahr kann also Uberhaupt keine Rede sein. Die Straftaten wer-
den dem ,Terorrismus” zugeordnet, das Totschlagargument der AKP-Spitzen gegen jede oppositionelle
Regung.

Bedenklich ist auch, dass der ,Friedensrichter” bzw. die ,Friedensrichterin”, der/die fir die Ausstellung
des Haftbefehls zustandig ist, offensichtlich nur den Willen des Staatsanwalts vollstreckt hat. Aus dem Fa-
cebook-Eintrag eines ehemaligen Betroffen kann entnommen werden, wie wenig diese Haftrichter sich
um Akteninhalte und sorgféltige Fallaufnahme bemihen. Es ist auch bekannt, dass diese Leute sich nicht
um Verfassungsgerichtsurteile oder Urteile des Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte scheren,
gerne auch mal selbst fur verfassungswidrig erklaren.

Die Ursache des Ubels liegt in der Verfassungs”reform” 2017, mit welcher ein autokratisches Prasidialsys-
tem eingefihrt wurde. Anders als in Frankreich oder selbst noch in den USA unterliegt die tlrkische Exe-
kutive keinerlei wirksamen parlamentarischer Kontrolle mehr. Die Justiz ist in diesem System in die Ab-
hangigkeit vom Prasidenten geraten, er von eigenen Ernennungskontingenten und den Kontingenten
des Parlaments Gebrauch macht, das er als Parteivorsitzender der AKP faktisch beherrscht.

Die WIRTSCHAFT leidet unter einer relativ hohen Inflation, wobei einigermal3en Ubereinstimmende Zah-
len nicht zu bekommen sind. Die Statistikbehdrde TUIK spricht fur die Verbraucherpreise im Vorjahres-
vergleich von 44,38% (12/2024), 42,12% (1/2025), 39.05% (2/2025) und 38.10% (3/2025).

Seit unserem im Dezember 2024 herausgegebenen Newsletter ist der Euro von 37 TL auf 43,45%
(16.4.2025) hochgeschossen, der Dollar - weniger stark - von 35 auf38,13 TL.

Die Arbeitslosigkeit soll bei 8,2% (saisonbereinigt, 2/2025) liegen (TUIK).
GESETZGEBUNG IN DER TURKEI
NEUREGELUNGEN ZUR MARKENANFECHTUNG

Am 10.1.2024 war eine Anderung des Gesetzes iiber den gewerblichen Rechtsschutz in Kraft getreten,

wonach die Zustédndigkeit, Marken fur nichtig zu erklaren, auf das Patentamt Gbertragen worden war. Am

15.3.2025 erschien im Amtsblatt Nr. 32842 eine Anderung zur Durchfiihrungsverordnung, mit welcher
Einzelheiten dazu geregelt und die entstandenen Unsicherheiten wihrend der Ubergangszeit behoben

wurden. Zu den Nichtigkeitsgrinden gehéren:


https://www.linkedin.com/feed/update/urn:li:activity:7318264158817300480/
https://www.linkedin.com/feed/update/urn:li:activity:7318264158817300480/
https://www.resmigazete.gov.tr/eskiler/2025/03/20250315-20.htm
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Die Marke wird innerhalb von finf Jahren nach ihrer Registrierung ohne triftigen Grund nicht
genutzt oder ihre Nutzung mindestens finf Jahre am Stlick unterbrochen. Der Markeninhaber hat
auf Aufforderung sich innerhalb eines Monats zu erklaren. Es gentigt, wenn er nachweist, dass er
die Marke Uberhaupt in irgendeinem Zusammenhang, auch in leicht veranderter Forrm, genutzt
hat oder einen Dritten hat nutzen lassen. Besteht Anlass anzunehmen, dass die Verwendung nur
zum Zwecke der Abwendung eines Anfechtungsantrages erfolgt ist, muss der Markeninhaber

nachweisen, dass er die Marke mehr als drei Monate vor dem Anfechtungsantrag genutzt hat.
Trotz Verbreitung der Marke kann sie angefochten werden.
IrrefGhrung der Marktteilnehmer durch den Gebrauch der Marke

Verwendung der Marke unter Verto3 gegen die eingereichte Beschreibung des

Verwendungszwecks

Anfechtungsantrdge werden beim Patentamt eingereicht. Antragsbefugt ist der ,Betroffene” (eine Le-
galdefinition dazu gibt es nicht) selbst oder seine registrierten Markenwanwalte (es gibt keinen Marken-
anwaltszwang). Anwélte ohne Registrierung beim Markenamt diirfen nicht bestellt werden. In der Praxis
hat dies zur Folge, dass sich sehr viele Rechtsanwélte haben beim Patentamt registrieren lassen. Das Ver-
fahren ist voll digitalisiert, auch die Einreichung eines Anfechtungsantrags hat Uber das elektronische Sys-
tem EPATS zu erfolgen. Der Anfechtungsantrag hat auch die betroffenen Waren und Dienstleistungen -
wenigstens teilweise - zu enthalten. Dem Markeninhaber wird der Antrag zugestellt und ihm Gelegenheit
gegeben, innerhalb eines Monats Stellung zu nehmen. Offengelassen wurde, ob eine Verlangerung der
Frist moglich ist. Das Patentamt kann die Parteien auffordern, weitere Informationen vorzulegen. Mit der
VO-Anderung hat das Patentamt einen Geblhrentarif herausgegeben, aus welchem sich die Antragsge-
bihren (derzeit 28.150 TL) und eine Sicherheitszahlung (derzeit 23.458,33 TL) ergibt. Die Zahlungen sind
mit Antragstellung zu leisten. Die Sicherheit wird bei Anfechtungserfolg zuriickgezahlt. Bei vollstdndigem
Misserfolg geht die Sicherheit als Entschadigung an den Markeninhaber. Bei Teilerfolg/Teilmisserfolg
geht die Sicherheit an die Staatskasse. Die Zahlungen missen fir jede einzelne Anfechtung separat ge-

leistet werden.

Grundsatzlich wirkt die Anfechtung ab Antragstellung, kann aber auch unter bestimmten Umsténden zu

einem friheren Zeitpunkt wirken.

Gegen den durch die Markenabteilung des Patentamts erlassenen Bescheid kann innerhalb von zwei Mo-
naten Widerspruch eingelegt werden. Hilft der fiir die Bearbeitung des Widerspruchs zustindige Uber-

prifungsausschuss (Yeniden Inceleme ve Degerlendirme Kurulu).
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Gegen den Widerspruchsbescheid kann innerhalb von weiteren zwei Monaten Klage beim Patentgericht

in Ankara erhoben werden. Beteiligt sind der Anfechtende, der Markeninhaber und das Patentamt.

KEIN GEPLANTER KAISERSCHNITT IN PRIVATEN KLINIKEN?

In einer Verwaltungsverordnung, bekanntgemacht im Amtsblatt v. 19.4.2025, folgte das turkische Ge-

sundheitsministerium einer Forderung von Prasident Erdogan, dass die natirliche Geburt geférdert
werden musse, indem ,geplante Kaiserschnitte” in Arztezentren” (Tip Merkezleri) untersagt wurden (Art.
6 Zif. 8 VO). ,Arztezentren” (wortlich: Medizinische Zentren) dienen der ambulanten Behandlung, auch
Operationen, und kénnen von niedergelassenen Arzten gegriindet werden. Sie kénnen auch in Privatkli-

niken integriert werden (Art. 12 Zif. 6 VO).

Im Ergebnis ist also mit dieser Verordnung der geplante Kaiserschnitt in solchen Arztezentren verboten
worden, nicht jedoch in gyndkologischen Abteilungen von staatslichen oder privaten Krankenhdusern.
Heftig diskutiert wird diese MaBnahme deshalb, wie von Rechts wegen diese Arztezentren typischerweise

auch Geburtshilfe-Leistungen erbringen.

Dieses Vorgehen des Gesundheitsministeriums kann durchaus dahin gewertet werden, dass man den
Kaiserschnitt langfristig als unethisch achten will. Ob hinter dieser Neuregelung ein anderes, nachvoll-
ziehbares offentliches Interesse an der 6ffentlichen Gesundheit stehen kéonnte, werden letztlich Mediziner
zu beurteilen haben. Ein Argument kénnte sein, dass die stationdre Aufnahme bei einem Kaiserschnitt die
Risiken von Komplikationen signifikant verringert und man in den Arztehdusern ambulante Kaiserschnitte

nur im Notfall zulassen will.

Gegen diese Verordnung steht der Rechtsweg zum Staatsrat als oberstem Verwaltungsgericht offen.

RECHTSPRECHUNG IN DER TURKEI

VERFASSUNGSGERICHT ZUR INFLATIONSBEDINGTEN EIGENTUMSVERLETZUNG DURCH UBERLANGES VERFAHREN

(INFLATION)

Mit Urteil v. 15.1.2025 hat das Verfassungsgericht eine Verfasungsbeschwerde (2023/57572, Hasan
Yusufoglu) angenommen und in der Sache entschieden, in welcher der Beschwerdefihrer geriigt hatte,
dass die ihm zugesprochene Entschadigung durch die zu lange Verfahrensdauer infolge der Inflation
deutlich an Wert verloren habe, woraus sich ein VerstoB3 gegen Art. 35 der Verfassung ergebe. Das Ver-
fassungsgericht hat der Beschwerde stattgegeben und die Sache erneut an das erstinstanzliche Zivilge-

richt zurlckverwiesen (Quelle: Entscheidungsdatenbank des Verfassungsgerichts).



https://www.resmigazete.gov.tr/eskiler/2025/04/20250419-2.htm
https://kararlarbilgibankasi.anayasa.gov.tr/BB/2023/57572
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RECHTSPRECHUNG IN DEUTSCHLAND

BGH: URTEIL GEGEN CHINESISCHE SCHLEUSERIN

Mit Beschluss vom 28.1.2025 (2 StR 474/23) verwarf der BGH die Revision einer Chinesin, welche wegen
gewerbsmaélBigen Einschleusens von Auslandern in dreizehn Fallen unter Einbeziehung rechtskraftiger
Geldstrafen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und acht Monaten verurteilt worden war, das
Landgericht hatte zudem die Einziehung des Wertes von Tatertrdgen in Hohe von 122.880 Euro angeord-

net.

Die Antragstellerin hatte ein ehemaliges Klinikgeb&dude saniert und Interessenten aus China damit ge-
lockt, in dem Gebadude Blros anzumieten und Firmen zu griinden, um sich auf diese Weise einen Aufent-
haltsstatus in Deutschland zu verschaffen. Eine gewerbliche Tatigkeit sollten diese Firmen nicht entfalten.

Fir diese Leistungen erhielt die Antragstellerin erhebliche Honorare.

Der BGH sah in der strafrechtlichen Bewertung des Sachverhalts und den Schlussfolgerungen des Land-

gerichts keine Rechtsfehler (Quelle: Bundesgerichtshof)

Der Beschluss ist insoweit von erheblicher Bedeutung auch fir die anwaltliche Praxis, als vergleichbare
Geschaftsmodelle sich gerade auch im deutsch-tirkischen Zusammenhang erheblicher Beliebtheit er-
freuen. In der Beratung bedeutet dies, dass entsprechende Firmengriindungsmandate immer darauf hin
abgeklopft werden sollten, ob die Mandatskandidaten tatséchlich auch gewerblich tétig werden wollen
oder es ihnen ausschlieBlich darauf ankommt, sich auf diese Weise einen gesicherten Aufenthaltsstatus

zu erlangen, ohne z.B. eine wirtschaftlich bedeutsame Investition zu tatigen.

Eine weitere Folge ist, wenn denn tatsachlich aufgrund solcher Téduschung ein Aufenthaltstitel gewéhrt
wird, dass eine erteilte Genehmigung widerrufen und fir die Zukunft ein Einreiseverbot verhdngt werden

kann.

BGH zu APPLES BEDEUTUNG FUR DEN WETTBEWERB

Mit Beschluss v. 18.3.2025 (KVB 61/23) hat der Bundesgerichtshofs die Feststellung des Bundeskartell-
amts bestatigt, dass Apple eine Uberragende marktibergreifende Bedeutung fir den Wettbewerb hat.
Er hat damit zum zweiten Mal Gber eine Beschwerde gegen eine Feststellung nach § 19a | GWB entschie-
den. Die Regelung des § 19a GWB, die der Modernisierung und Starkung der wettbewerbsrechtlichen
Missbrauchsaufsicht dient, sieht ein zweistufiges Verfahren vor. Danach kann das Bundeskartellamt in ei-

nem ersten Schritt die Uberragende marktibergreifende Bedeutung des Unternehmens fir den


https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288&nr=141307&anz=1149&pos=0
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Wettbewerb feststellen (§ 19a | GWB) und dem betroffenen Unternehmen in einem zweiten Schritt be-

stimmte Verhaltensweisen untersagen (§ 19a Il GWB).

Dem Beschluss liegt eine Entscheidung des Bundeskartellamts v. 3.4.2023 (B 9-67/21) zugrunde. Dage-
gen hatte Apple und eine deutsche Konzerngesellschaft Beschwerde eingelegt. Der BGH wies die Be-
schwerde zurlck. Dem Beschluss stiinden weder verfassungs- noch unionsrechtliche Griinde entgegen.
Die Feststellung der Gberragenden marktibergreifenden Bedeutung Apples fir den Wettbewerb nach §
19a | GWB werde auch nicht dadurch ausgeschlossen, dass Apple wéhrend des Beschwerdeverfahrens
mit seinen mobilen Betriebssystemen und App Stores von der Europaischen Kommission als Torwachter
gemaB Art. 3 Digital Markets Act (DMA) benannt wurde und in der Européischen Union seit dem 7.3.2024

dessen Regelungen unterworfen ist. (Quelle: BGH-Pressemitteilung v. 18.3.2025).

BGH zUM SCHADENSERSATZ EINER IRANISCHEN BANK GEGEN DIE DEUTSCHE WERTPAPIERSAMMELBANK

Mit Urteil v. 18.3.2025 (XI ZR 59/23) entschied der BGH zu einer delikaten Frage aus dem Bereich ,Sank-

tionen gegen den lran”.

Die Klagerin nahm die Beklagte in erster Linie auf Zahlung von Schadensersatz, hilfsweise auf Umbuchung
von Wertpapieren von einem Sperrkonto auf Konten der Sammelverwahrung und weiter hilfsweise auf
Unterlassung von MaBnahmen und Handlungen im Zusammenhang mit dem "Einfrieren" von Wertpapie-

ren in Anspruch.

Die Klagerin erbringt Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit dem Auf3enhandel zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Iran. Die Beklagte ist die einzige in der Bundesrepublik Deutsch-
land zugelassene Wertpapiersammelbank. Sie ist Zentralverwahrerin von Wertpapieren mit deutschen

Kennnummern und zentrale Zwischenverwahrerin von sonstigen europaischen Wertpapieren.

Die Klagerin hatte bei einer Volksbank ein Wertpapierdepot. Die Beklagte fungierte als Zentralverwahre-
rin fur die Wertpapiere. Nachdem die Klagerin auf eine Sanktionsliste der USA geraten war, fror die Be-
klagte die Papiere ein, indem sie sie auf ein Sperrkonto buchte. Am 16.1.2020 beauftragte die Kladgerin
die Volksbank, alle von ihr erworbenen Wertpapiere bis zum 31.2.2020 zu verduf3ern. Die Volksbank teilte
der Klagerin mit, dass die Beklagte die Verbuchung der Wertpapiere auf dem Sperrkonto als "vorsorgli-
che, risikobasierte KontrollmaBnahme zur weiteren Aufklarung des Sachverhalts Gber die Einhaltung
rechtlicher Vorgaben im Bereich der Geldwaschepravention, der Verhinderung der Terrorismusfinanzie-
rung und der Finanzsanktionen, insbesondere der Aufklarung eines US-Bezugs der Wertpapiere und da-
rauf bezogener Transaktionen" bezeichnet habe und daher keine Weisungen der Klagerin entgegen-

nehme.


https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025053.html
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Landgericht und Oberlandesgericht haben die Klage abgewiesen. Der BGH hat das Berufungsurteil auf

die Revision beider Parteien aufgehoben.

Der BGH verneinte zwar Schadensersatzanspriiche z.B. aus Vertrag, vermisste aber im Berufungsurteil
Erorterungen zu der Frage, ob nicht eine unerlaubte Handlung in Form der Eigentumsverletzung vorliege

(§ 823 1 BGB).

Die Klagerin sei als iranische Bank ohne Sitz in einem EU-Mitgliedstaat keine Person im Sinne von Art. 11
EU-Blocking-VO und damit nicht berechtigt, nach Art. 6 EU-Blocking-VO Schadensersatz zu beanspru-

chen.

Der BGH halt aber fur denkbar, dass eine unerlaubte Handlung gem. § 823 1 BGB als Anspruchsgrundlage
in Betracht kommt. Soweit die Kldgerin an den in ihrem Depot als "Treuhand-WR-Gutschriften" verbuch-
ten auslandischen Wertpapieren kein Eigentum, sondern eine dem Eigentum gleichwertige Rechtsposi-
tion erworben habe, sei durch das Einfrieren dieser Treuhand-WR-Gutschriften auf einem Sperrkonto der
Beklagten ein sonstiges Recht der Klagerin im Sinne des § 823 | BGB verletzt. Denn Anspriiche aus Treu-
hand-WR-Gutschriften sind insolvenz- und vollstreckungssicher. Insolvenz- und Zwangsvollstreckungsfes-

tigkeit sind kennzeichnend fir dingliche Rechte und fir absolut geschitzte Vermdgensrechte.

Infolge der Umbuchung werden der Klagerin weder die mit den Wertpapieren verbundenen Ertrage (Zin-
sen) noch die Rickzahlungsbetrége gutgeschrieben, die am Ende der Laufzeit der Wertpapiere zur Zah-
lung fallig werden. Durch dieses Einfrieren hat die Beklagte das Eigentum bzw. ein sonstiges Recht der

Klagerin verletzt.

Hinzu kommt dem BGH zufolge noch die Widerrechtlichkeit der MaBnahme. Das Einfrieren der Wertpa-
piere sei auch widerrechtlich gewesen. Der EU-Blocking-VO zufolge seien die die US-Sekundérsanktionen
vorliegend nicht geeignet, das Einfrieren der Wertpapiere im mal3gebenden Zeitraum des streitgegen-
standlichen Verkaufsauftrags der Klagerin zu rechtfertigen, da sie in diesem Zeitraum noch nicht in Kraft

waren.

Da noch das Verschulden der Beklagten festzustellen war, ging das Verfahren an das Oberlandesgericht

zurick (Quelle: BGH-Pressemitteilung v. 18.3.2025).

VG BERLIN zU MILIEUSCHUTZGEBIETEN

In zwei interessanten Féllen des offentlichen Baurechts bekam das Verwaltungsgericht Berlin mit einem
Milieuschutzgebiet zu tun (Urt. v. 02.04.2025, VG 19 K 17/22; 19 K 351/23), in welchem zwei Eigentiime-
rinnen von Wohnhéusern Modernisierungen vornehmen wollten. Die zustdndige Bezirksbehdrde hatte

ihnen die erforderlichen Baugenehmigungen versagt. In Mileuschutzgebieten werden vor allem drmere


https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025054.html
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Bevolkerungsteile vor Luxussanierungen geschitzt werden. Im einen Fall sollten Wohnungen kleinere
Balkone bekommen, im anderen Fall die Bader mit einem hangenden statt einem stehenden WC ausge-
stattet werden. Das Bezirksamt meinte, diese Anderungen seien nicht genehmigungsfihig und stiitzte
sich damit auf die im Bezirk geltende Milieuschutzverordnung. Die Verdnderungen hatten werterhéhende
Wirkung und wirden damit den Milieuschutz gefdhrden. Das Verwaltungsgericht sah das anders und
folgte den Klagerinnen. Hier gehe es nicht per se um werterhéhende Mal3nahmen, sondern um die An-
passung an bundesdurchschnittliche Standards (§ 172 IV 3 Nr. 1 BauGB). Die beiden Urteile sind noch
nicht rechtskréftig (Quelle: beck-aktuell).



https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/vg-berlin-vg19k1722-milieuschutz-luxusmodernisierung-mietwohnung-baugenehmigung

